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Linz, 19.01.2023 

Freizeitwohnungspauschale 

OÖ Tourismusgesetz 2018 

Anregungen des OÖ Städtebundes 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Aufgrund der aktuellen Judikatur, der Informationsschreiben seitens des Landes 

Oberösterreichs und vor allem aufgrund des Außerkrafttretens des Oö. Tourismusge-

setzes 2018 mit 31.12.2023 möchte der Städtebund Oberösterreich seine Bedenken 

hinsichtlich der Einhebung der Freizeitwohnungspauschale insbesondere bei den 

Statutarstädten Linz, Wels und Steyr äußern und Ihnen vor allem die wesentlichen 

Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Vollzug der Freizeitwohnungspau-

schale darlegen.  

 

Unverhältnismäßiger Aufwand/unwirtschaftliche Abgabe 

Gerade in größeren Städten ist die Erhebung potentieller Freizeitwohnungen mit ei-

nem erheblichen Aufwand verbunden. Register müssen in großem Umfang gewartet 

werden, Eigentümer von potentiellen Freizeitwohnungen angeschrieben und die Ab-

gabepflicht jährlich überprüft werden. Das bindet vor allem personelle und auch fi-

nanzielle Ressourcen. Alleine in Wels sind von einem Gesamtbestand von rund 

33.000 Wohnungen jährlich zwischen 10 und 15 % der Wohnungen leerstehend. Die-

se zu überprüfen und selbst die Ermittlung der Eigentümer*innen ist eine riesige 
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Herausforderung. Eine Wohnung im Salzkammergut wird definitiv einfa-

cher als eine Freizeitwohnung zu klassifizieren sein, als eine Wohnung in 

einer Statutarstadt (meist zur Veranlagung von Vermögen, Nutzung für berufliche 

Zwecke etc.)  

Als Ertrag steht dem erheblichen Aufwand und den damit verbundenen Vollzugs-

problemen lediglich 5% der Freizeitwohnungspauschale als Abgeltung gegenüber.  

 

Fälligkeitsdatum 1.12., Erhöhung der Ortstaxe per 1.11.2022 

Das Fälligkeitsdatum mit 1.12. ist unseres Erachtens für die Vollziehung problema-

tisch. Bei keiner anderen Jahresabgabe gibt es einen unterjährigen Fälligkeitszeit-

punkt.  

Aufgrund der äußerst geringen Anzahl an freiwilligen Meldungen durch den*die 

Wohnungseigentümer*in selbst und der Zuordnungsproblematik von Zahlungen von 

Abgabepflichtigen, die bislang noch kein Abgabekonto bei der Behörde hatten, haben 

sich die Städte Linz und Steyr dafür entschieden, Vorschreibungen an Eigentü-

mer*innen zu übermitteln. 

Um das Fälligkeitsdatum einhalten zu können, werden diese Vorschreibungen noch 

rechtzeitig vor dem 1.12. an die Eigentümer*innen versandt. Allerdings sei hier an-

gemerkt, dass es im Nachhinein wieder zu einem erheblichen Arbeitsaufwand 

kommt, wenn sich die Verhältnisse zum Jahresende hin noch geändert haben oder 

Eigentümer*innen bekanntgeben, dass es sich um keine Freizeitwohnung mehr han-

delt.  

Eine Verschiebung des Fälligkeitsdatums auf den 31.03. des Folgejahres wäre unseres 

Erachtens somit verwaltungsökonomischer um Doppelgleisigkeiten zu vermeiden. 

Darüber hinaus wurde im Jahr 2022 auch noch die Ortstaxe angehoben, welche 

Grundlage für die Bemessungsgrundlage der Freizeitwohnungspauschale ist. Durch 

die Anhebung dieser per 1.11.2022 entstand ein weiterer Zeitpunkt, der bei der Be-

rechnung zu berücksichtigen war. Eine automatisierte Berechnung konnte unmöglich 

durchgeführt werden. Über die Art der Berechnung wurden die Gemeinden nur sehr 

kurzfristig vom Land Oberösterreich (Informationsschreiben vom 31.10.2022 WI-

2012-52368/2745-Dan) informiert. Bis zum Einlangen dieses Informationsschrei-

bens gingen die Behörden davon aus, dass für das Jahr 2022 gem. § 55 Abs. 1 iVm § 

48 Abs. 3 Oö. Tourismusgesetz 2018 für die Ermittlung der Freizeitwohnungspau-

schale der Jahresdurchschnitt heranzuziehen ist. 

Aus diesem Grund wäre der Zeitpunkt für eine Anpassung der Ortstaxe gem. § 48 

Abs. 3 Oö. TG 2018 mit 1.1. anstatt 1.11. aus Sicht der Statutarstädte Linz, Wels und 

Steyr auf jeden Fall einfacher zu berechnen und zu vollziehen bzw. definitiv verwal-

tungsökonomischer. 
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Informationsschreiben seitens des Land OÖ 

Die aktuelle Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (E 710/2021-11) stellte 

fest, dass es sich bei der Freizeitwohnungspauschale um eine Fremdenverkehrsabga-

be handelt und diese im engen Zusammenhang mit der Ortstaxe steht.  

Im Schreiben des Landes Oberösterreich vom 21.10.2022 (WI-2012-52368/2739-

Dan) wird dazu aufgerufen, die Vollzugspraxis anzupassen. Sprich, wenn keine Um-

stände ersichtlich sind, die eine Freizeitwohnsitznutzung indizieren, auch keine Ab-

gabe einzuheben ist.  

Wegen des Zusammenhangs mit der Ortstaxe wird in diesem Schreiben auch darauf 

hingewiesen, dass eine Einhebung einer Freizeitwohnungspauschale bei Eigentü-

mer*innen von Freizeitwohnungen, die in derselben Gemeinde auch ihren Haupt-

wohnsitz gemeldet haben, nicht in Betracht kommt.  

Weiters reichen als Indizien, die gegen einen Freizeitwohnsitz sprechen, eine etwaige 

Vermietungsabsicht, Nachweise einer Sanierung [lt. Richtlinien des Landes Oberös-

terreichs, zuletzt abgerufen am 23.12.2022 unter Land Oberösterreich - Touristisches 

Recht (land-oberoesterreich.gv.at), musste bislang eine Bauanzeige oder eine Baube-

willigung vorliegen], die Stromabrechnung, der Wasserverbrauch oder eine Sachver-

haltsdarstellung.  

In Anbetracht dieser zahlreichen Ausnahmebestimmungen wird es in der Realität 

kaum mehr Wohnungen geben, bei denen es sich in den Städten tatsächlich um eine 

Freizeitwohnung handelt. Weiters wird darauf hingewiesen, dass durch dieses Infor-

mationsschreiben, basierend auf der aktuellen Judikatur, enormer Verwaltungsauf-

wand entsteht bzw. bereits entstanden ist und Rückzahlungen von bereits eingeho-

benen Freizeitwohnungspauschalen und Gemeindezuschlägen aufgrund von bevor-

stehenden und bereits eingegangenen Beschwerden/Einsprüchen bei den Städten 

anstehen. 

 

Türnummern-Verordnung 

Wie schon vor Inkrafttreten des Oö. Tourismusgesetzes 2018 seitens der Stadt Linz 

angeregt, wäre eine TürnummernVO eine erhebliche Erleichterung um die Freizeit-

wohnungspauschale oder auch eine etwaige Zweitwohnsitz- oder Leerstandsabgabe 

zu vollziehen.  

Die Daten im Zentralen Melderegister werden von den Mietern bekanntgegeben und 

stimmen nicht immer mit den Daten aus dem Adress-, Gebäude- und Wohnungsre-

gister oder dem Grundbuch überein. (z.B. Mieter meldet seinen Hauptwohnsitz mit 

Tür 11 an, im AGWR ist aber Top 1/1 vermerkt). Gerade in Mehrparteienhäusern und 

https://www.land-oberoesterreich.gv.at/27351.htm
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/27351.htm
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somit vor allem in größeren Städten ist eine eindeutige Identifikation der 

einzelnen Wohnungen auf Grundlage des GWR schlicht unmöglich. 

Eine Nummerierung ist somit eine maßgebliche Voraussetzung für einen verwal-

tungsökonomischen Vollzug.  

 

Zukunft des Gesetzes 

Im Hinblick darauf, dass das Oö. Tourismusgesetz mit 31.12.2023 außer Kraft tritt, 

ist es wünschenswert schon im Vorhinein zu erfahren, wie es mit diesem Gesetz bzw. 

mit der Freizeitwohnungspauschale selbst weitergeht.  

Von Seiten des Städtebundes wird angeregt, eine Abgabe in Form einer Zweitwohn-

sitzabgabe (Abstellung einzig und allein auf die Qualität der Wohnsitzmeldung) 

und/oder einer Leerstandsabgabe einzuführen, welche mit viel geringerem Aufwand 

zu vollziehen ist und auch einen entsprechenden Ertrag zeigen kann.  

Jedenfalls sollte eine neue Abgabe außerhalb des Oö. Tourismusgesetzes angesiedelt 

werden, damit die bisherigen Schwierigkeiten vermieden werden (Einordnung als 

Fremdenverkehrsabgabe, Zusammenhang mit der Ortstaxe). 

In jedem Fall erscheint es zweckmäßig, eine sogenannte Türnummernverordnung in 

Oberösterreich in Kraft zu setzen.  

 

Es wäre wünschenswert, dass die bisher gewonnenen Erkenntnisse der Gemeinden 

und Städte im Zusammenhang mit der Freizeitwohnungspauschale, bei einer etwai-

gen Neuausrichtung der Freizeitwohnungspauschale oder Einführung einer neuen 

Abgabe (Zweitwohnsitz- und/oder Leerstandsabgabe) vom Land Oberösterreich mit-

einbezogen werden und die Gemeinden und Städte vorab Informationen erhalten, 

um sicherzustellen, dass ein etwaiges neues Gesetz auch entsprechend den Vorstel-

lungen des Landes Oberösterreichs vollzogen werden kann. Der Städtebund steht für 

etwaige Vorgespräche gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Die Leiterin der Geschäftsstelle 

Mag.a Dr.in Julia Eder 

(elektronisch beurkundet) 

MDin: Mag.a Ulrike Huemer 

 (elektronisch beurkundet) 
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Herrn B mit der Bitte um Zustimmung: 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur und des
Ausdrucks finden Sie unter: http://www.linz.at/amtssignatur 

http://www.linz.at/amtssignatur



